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OUT OF AFRICA

Der Hunger
als ständiger Begleiter
Ruedi Lüthy

In den letzten Wochen hatte ich wieder einmal Zeit, etwas
anderes als nur Fachliteratur zu lesen. Ich entschied mich für
den Roman «Wir brauchen neue Namen» von NoViolet Bula-
wayo. Die junge Schriftstellerin stammt aus Simbabwe.Mit 18
Jahren hat sie ihr Land verlassen, um in den USA zu studie-
ren. Inzwischen ist sie eine erfolgreiche Nachwuchsautorin
geworden.

Das Leben der Menschen in den Slums von Bulawayo, der
zweitgrössten Stadt Simbabwes, wird in ihrem Buch so lebens-
nah beschrieben, wie ich es inmeinemAlltag nur selten erlebe.
Hauptfigur ist die zehnjährige Darling, die mit ihrer Mutter in
Paradise lebt. Der Name ist verräterisch: Paradise ist ein Slum,
wo die Ärmsten hausen, die von der Regierung aus ihrenHäu-
sern vertrieben worden sind. Darling und ihre Mutter sind so
arm, dass dasGeld nicht einmal für eine regelmässigeMahlzeit
reicht. «Mein Bauch fühlt sich an, als wenn jemand mit einem
Spaten alles rausgeschaufelt hätte.» Mit diesen Worten be-
schreibt das Mädchen den Hunger, der es jeden Tag plagt. Zu-
sammenmit ihren Freunden geht sie regelmässig in die Gärten
der Reichen und klaut Guaven, um sich satt zu essen, «weil
hier anscheinend keiner weiss, was er damit anfangen soll».

Wir wohlgenährten Schweizer können uns nicht im Ent-
ferntesten vorstellen, wie sich echter Hunger anfühlt. Denn
bei Darlings Hunger geht es nicht um das Bauchgrimmen, das
wir kurz vor Mittag verspüren. Sie hat schlicht nicht genug zu
essen. Auch wenn sie nur eine Romanfigur ist: Ihr Leben ist
traurige Realität für ganz viele in diesem Land. Gemäss dem
Welternährungsprogramm der Uno sind in Simbabwe bis zu
einem Drittel der Bevölkerung, also bis zu viereinhalb Millio-
nen Menschen, unterernährt. Dies entspricht der zweithöchs-
ten Stufe auf der neusten Welthungerkarte der Organisation.

Auch viele unserer Patienten sind unterernährt und brau-
chenHilfe.Wir unterstützen sie mitMilchpulver, das die Deza
finanziert, sowie mit einem energie- und vitaminreichen Por-
ridge. Bis vor kurzem erhielten wir zudemUnterstützung vom
Welternährungsprogramm in Form von Grundnahrungsmit-
teln wie Mais, Trockenerbsen oder Öl. Doch die Finanzen der
weltweit tätigen Organisation, die auf Spenden von Regierun-
gen und Privaten angewiesen ist, sind angesichts der zahl-
reichen gegenwärtigen Krisen knapp. Im Oktober wurden wir
darüber informiert, dass ab November die Nahrungsmittel-
hilfe gestoppt werde. Es waren schwierigeMomente, denn wir
konnten und wollten unsere Patienten nicht im Stich lassen.
Mit einer zweckgebundenen Spende kauften wir kurzfristig
Porridge ein, um die Notlage zu überbrücken, aber wir brau-
chen eine langfristige Lösung. Denn die meisten von ihnen
haben pro Tag weniger als einen Dollar zur Verfügung, um
eine sechsköpfige Familie zu ernähren. Sie alle dürften von
ständigemHunger geplagt sein, und bei einer Arbeitslosigkeit
von über 80 Prozent wird sich das auch nicht so rasch ändern.
Angesichts dieser schlechten Wirtschaftsaussichten gibt es
nur eine langfristige Lösung: Wir müssen den Patienten hel-
fen, selber genügendMais undGemüse anzupflanzen, um sich
und ihre Familie zu ernähren.Mithilfe einer lokalenOrganisa-
tion wollen wir Familien in den Vororten von Harare entspre-
chend ausbilden und ihnen die nötigen Werkzeuge und das
Saatgut zur Verfügung stellen. Sobald die intensive Regensai-
son abflaut, können wir loslegen.Mit einem ähnlichen Projekt
konnten wir bereits vor einigen Jahren 400 Familien unterstüt-
zen. Sie konnten dank verbesserten Anbaumethoden den Er-
trag ihrer kleinen Felder deutlich steigern. Und vor allemwur-
den sie damit von der Nahrungsmittelhilfe unabhängig.

Voraussetzung dafür, dass die Patienten vom Projekt profi-
tieren können, ist eine genügend grosse Fläche fruchtbares
Land. Etwa 36 Quadratmeter sind nötig, um eine fünfköpfige
Familie zu ernähren. Das haben längst nicht alle. Die Ärmsten
der Armen werden wir deshalb auch weiterhin nur mit der Ab-
gabe von Grundnahrungsmitteln unterstützen können. Der
Container, in dem wir diese lagern, dürfte also leider noch sehr
lange nicht vomGrundstück unsererHIV-Klinik verschwinden.
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Ruedi Lüthy lebt seit elf Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er eine
Klinik für mittellose HIV-Patienten aufgebaut hat.
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MARIO CRUZ

FOTO-TABLEAU: PORTUGAL – MENSCHEN OHNE HOFFNUNG 1/5

Nach drei Jahren Austerität verkündete Portugals Regierung im Frühling 2014, man sei wirtschaftlich wieder auf Kurs. Aber
für die Bevölkerung und besonders für jene, die ins soziale Abseits gedrängt wurden, ist die Krise noch lange nicht ausgestan-
den. Der Fotograf Mario Cruz hat Menschen aufgesucht, die alles verloren haben und in leerstehenden Häusern illegal ein er-
bärmliches Dasein fristen. Der auf der Mülldeponie gefundene Lattenrost verheisst diesem Mann etwas komfortablere Nächte.

Kolonisierung
als Tarnwort
Was heisst es, wenn man die Frage der
öffentlichrechtlichen Anerkennung
muslimischer Religionsgemeinschaften
unter dem Stichwort «Kolonialisierung»
abhandelt? Würden Muslime sich als
«Kirche» verstehen, wäre ihnen dies auf-
grund der Religionsfreiheit unbenom-
men und kein Akt der «Kolonisierung»,
wie Martin Grichting glaubt (NZZ
29. 1. 15). Abgesehen davon machen die
Muslime das auch nicht, sondern wollen
gegebenenfalls als Religionsgemein-
schaft anerkannt werden.

Der Begriff «Kolonisierung» ist für
die staatsrechtliche Diskussion un-
brauchbar und stammt aus dem islam-
feindlichen Ideologievokabular. Die
Struktur einer Religionsgemeinschaft sei
eine Glaubensfrage, meintMartin Grich-
ting. Das stimmt so allgemein formuliert
ebenfalls nicht. Der Vatikan hat das
duale System der Schweiz mit demVade-
mecum der Schweizer Bischofskonfe-
renz grundsätzlich akzeptiert. EineGlau-
bensfrage ist das aber nicht. Dualisten
sind keine Ungläubigen, und von einem
zwangsweise auferlegten Korsett und
einer diesbezüglichen «Kolonisierung»
kann deshalb grundsätzlich ebenfalls
nicht dieRede sein. DerKampf vonMar-
tin Grichting dagegen ist auf absehbare
Zeit zwecklos, zumal auch sein Chef –
der Churer Bischof – dieses System
grundsätzlich akzeptiert.

Lukas Brühwiler-Frésey, Amriswil

Der IS als Fluch
der bösen Tat
Die USA aus der Verantwortung für das
Entstehen des Islamischen Staates (IS)
zu entlassen, ist unredlich («Die brü-
chige Macht des ‹Kalifats›» NZZ
31. 1. 15). Verdrängt wird die Beseiti-
gung der sunnitischen Regierung unter
Saddam Hussein, die Liquidation der
von Sunniten dominierten Armee samt
der ganzen Befehlskette und das Igno-
rieren der Stammes- und Religions-
struktur des Landes. Man darf auch nicht
vergessen, dass dieser Krieg aus erloge-
nen Gründen erfolgte und Abertausen-
de Opfer kostete. Das Morden im Irak
geht bis heute weiter, und IS ist Teil und
Folge davon. Peter Scholl-Latour hat die
Folgen der Invasion der «Willigen» im
Irak indirekt als Fluch der bösen Tat in
seinem letzten Buch bezeichnet.

Frantisek Holy, JonenEs hat schon etwas Krankhaftes an sich,
wenn der ChurerGeneralvikarGrichting
mit einer unglaublichenObsession gegen
ein System der Kirchenfinanzierung po-
lemisiert, von dem er und sein Bischof
recht gut leben, und das notabene gegen
Papst Franziskus und die grosse Mehr-
heit der Schweizer Bischofskonferenz.
Der hat Franziskus bei ihrem Ad-limina-
Besuch Anfang Dezember gesagt: «Aus-
serdem ist es wichtig, dass die Beziehun-
gen zwischen der Kirche und den Kanto-
nen ruhig weitergeführt werden. Ihr
Reichtum liegt in einer besonderen Zu-
sammenarbeit sowie in der Vorgegeben-
heit der Werte des Evangeliums, die im
Leben der Gesellschaft und in den Bür-
gern entscheidend sind.» Die Bischofs-
konferenz schreibt in ihrem Schlusscom-
muniqué: «Das Verhältnis zwischen Kir-
che und Staat und die kantonalen staats-
kirchenrechtlichen Körperschaften lobte

Papst Franziskus ausdrücklich.» Gerade-
zu zynisch wird Grichting, wenn er den
Schweizer Kirchen das italienische Sys-
tem vorschlägt, das es «dem Steuerzahler
erlaubt, jährlich zu bestimmen, welcher
Religionsgemeinschaft er 8 Promille sei-
ner Einkommenssteuer widmet». In wel-
cher Welt lebt der Churer Generalvikar?
Hat er noch nie etwas vom maroden ita-
lienischen Steuersystems gehört? Träumt
er etwa von einem katholischen Kalifat
Chur?

Viktor Hofstetter, Zürich
Dominikaner

Schweizer Staat muss
dem Terror vorbeugen
Das Misstrauen in der schweizerischen
Bevölkerung gegenüber dem Islam und
seinem «Ableger» Islamismus ist trotz
allen Beteuerungen vom «friedfertigen»
Islam gross. Das Schweizervolk hat dar-
um beispielsweise klare Leitplanken ge-
gen die Massenzuwanderung sowie ge-
gen Minarette – Letztere als Macht-
symbole eines militanten Islam – be-
schlossen. Dieser kann aber nur erfolg-
reich bekämpft und gestoppt werden,
wenn ihn auch die europäischen und die
schweizerischen Muslime aufs Schärfste

verurteilen und dieses Geschwür aus
ihren Reihen aktiv bekämpfen. Schöne
Worte genügen nicht.

Zudem muss der Rechtsstaat Schweiz
unsere Rechtsordnung mit aller Kraft
durchsetzen. Militante Muslime, welche
die Scharia über unsere Verfassung stel-
len und die Rechte der Frauen missach-
ten, haben bei uns keinen Platz. Ebenso
muss der Staat vorbeugende Massnah-
men gegen terroristische Machenschaf-
ten treffen. Zu diesem Zweck ist das
neue Nachrichtendienstgesetz ohne Ab-
striche umzusetzen. Zudem muss unsere
Armee wieder rasch mobilisiert werden
können, wenn es bei Terrorgefahr darum
geht, wichtige öffentliche Einrichtungen
über längere Zeit zu bewachen.

ImWeiteren kommt die von muslimi-
schen Kreisen geforderte öffentlich-
rechtlicheAnerkennung des Islam in der
Schweiz (NZZ 28. 1. 15) nicht infrage,
weil damit der Religionsfriede gefährdet
würde; ebenso ist eine Anerkennung un-
denkbar, solange Christen in islami-
schen Ländern benachteiligt und ver-
folgt werden.

Hans Fehr, Eglisau
SVP-Nationalrat
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«Schwarzfahrer»
leben gefährlich
Turkmenistans Diktator Gurbanguly
Berdymuchammedow will dunkle Autos
von seinen Strassen verbannen und
schreibt seinen Untertanen weisse oder
mindestens sehr helle Fahrzeuge vor
(NZZ 31. 1. 15). Das ist nicht das Ergeb-
nis einer persönlichen Marotte, sondern
eine wirksame Massnahme, um die Un-
fallhäufigkeit auf den Strassen signifi-
kant zu senken. Denn Weiss bringt tat-
sächlich Glück!

Laut einer 2006 veröffentlichten, in
Australien durchgeführten Studie haben
schwarze und sehr dunkle Autos eine um
12 Prozent höhere Wahrscheinlichkeit,
in Unfälle verwickelt zu werden, als
weisse: Man sieht sie in der Dunkelheit
und in der Dämmerung relativ schlecht.

Graue und silberfarbene Autos
schneiden nur um 1 bis 2 Prozent besser
ab, rote und blaue Lackierungen sind der
weissen um 7 Prozent unterlegen. Diese
Zahlen lassen sich zwar nicht direkt auf
europäische Verhältnisse übertragen, sie
wurden aber vom deutschen TÜV quali-
tativ eindeutig bestätigt. «Schwarzfah-

ren» ist zurzeit wohl nur in Turkmenistan
illegal, gefährlich ist es überall.

Lucien F. Trueb, Ebmatingen

Antisemitismus
schon in der Antike
Ich möchte die NZZ herzlich beglück-
wünschen zum hervorragenden Kom-
mentar von David Signer zum Thema
Antisemitismus (NZZ 29. 1. 15). Als Er-
gänzung könnte man noch den spannen-
den Rechtsfall «Pro Flacco» erwähnen:
Schon in der römischen Antike beab-
sichtigte der damalige Staranwalt Mar-
cus Tullius Cicero (106 v. Chr. – 43
v. Chr.) in seinem Plädoyer mit verhalte-

ner Stimme, eine offenbar schon damals
in der Gesellschaft allgemein herrschen-
de antisemitische Stimmung zugunsten
seiner Sache zu nutzen.

Silvio Bianchi, Basel


